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SONDERVERÖFFENTLICHUNG

Meißen Nossener Straße 38 03521/452077
Krematorium Durchwahl 453139
Nossen Bahnhofstraße 15 035242/71006
Weinböhla Hauptstraße 15 035243/32963
Großenhain Neumarkt 15 03522/509101
Riesa Stendaler Straße 20 03525/737330
Radebeul Meißner Straße 134 0351/8951917

Bekanntmachungen

Hier entstehen die Hügel im Dirt- und Bikepark. Die Eröffnung wird noch im Herbst sein. Foto: Anja Seidel

Dirt- und Bikepark 
entsteht
Eröffnung noch im Herbst

OSCHATZ. Die Stadt Oschatz 
baut derzeit mit Fördermitteln der 
Europäischen Union den Dirt- 
und Bikepark im Motocrossge-
lände, welches mit seinem alten 
Baumbestand und dem wertvol-
len Felsplateau in der Mitte ein 
charmantes Stück Natur in 
Oschatz ist. Nun werden die seit 
längerer Zeit von Radsportlern 
genutzten Wege auf anderthalb 

Meter Breite ausgebaut und be-
festigt, aber nicht asphaltiert. Von 
der Startrampe aus können 
Mountainbiker die Hügel befah-
ren und dann auf den rund 500 
Meter langen Rundkurs einbie-
gen. Die Strecke ist so angelegt, 
dass Anfänger die Schwierigkei-
ten umfahren können während 
anspruchsvolle Fahrer die schwe-
ren Sprünge üben. Der Bikepark 

ist ein Projekt des Oschatzer Ju-
gendstadtrates, der die Idee ent-
wickelt und umgesetzt hat. Die 
Stadt Oschatz hat sich dann um 
die Fördermittel bemüht und den 
Bau mit der Firma Radquartier 
umgesetzt. Die Jugendlichen hof-
fen, dass der neue Bikepark frei 
von Müll und Unrat bleibt und so 
für lange Zeit eine attraktive 
Sportanlage für unsere Stadt ist.

Hinweis nach § 4 Abs. 4 SächsGemO
Die vorstehenden vom Stadtrat 
der Großen Kreisstadt Oschatz 
beschlossene Satzung wird hier-
mit öffentlich bekannt gemacht 
und es ergeht folgender Hin-
weis:
Satzungen, die unter Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvor-
schriften zustande gekommen 
sind, gelten ein Jahr nach ihrer 
Bekanntmachung als von An-
fang an gültig zustande gekom-
men. Dies gilt nicht wenn:
1. die Ausfertigung der Satzung 
nicht oder fehlerhaft erfolgt ist,
2. Vorschriften über die Öffent-
lichkeit der Sitzung, die Geneh-
migung oder die Bekanntma-
chung der Satzung verletzt wor-
den sind,
3. der Bürgermeister dem Be-
schluss nach § 52 Abs. 2 Sächs-
GemO wegen Gesetzwidrigkeit 

widersprochen hat,
4. vor Ablauf der in Satz 1 ge-
nannten Frist

a) die Rechtsaufsichtsbehörde 
den Beschluss beanstandet hat 
oder

b) die Verletzung der Verfah-
rens- und Formvorschrift gegen-
über der Gemeinde unter Be-
zeichnung des Sachverhaltes, 
der die Verletzung begründen 
soll, schriftlich geltend gemacht 
worden ist.
Ist eine Verletzung nach Satz 2 
Nr. 3 oder 4 geltend gemacht 
worden, so kann auch nach Ab-
lauf der in Satz 1 genannten Frist 
jedermann diese Verletzung gel-
tend machen.

Oschatz, den 23.10.2023
gez. David Schmidt
Oberbürgermeister

Satzung über die Erteilung von Erlaubnissen für die Sondernutzung und über die Erhebung von Gebühren für Sondernutzungen an Gemeindestraßen 
und Ortsdurchfahrten in der Großen Kreisstadt Oschatz (Sondernutzungssatzung)
Aufgrund des § 4 der Gemein-
deordnung für den Freistaat 
Sachsen (SächsGemO), in der 
Fassung der Bekanntmachung 
vom 9. März 2018 (SächsGVBl. 
S. 62) zuletzt geändert durch Ar-
tikel 17 des Gesetzes vom 20. 
Dezember 2022 (SächsGVBl. S. 
705), der §§ 18 und 21 des Stra-
ßengesetzes für den Freistaat 
Sachsen (SächsStrG) vom 21. Ja-
nuar 1993 (SächsGVBl. S. 93), 
zuletzt geändert durch Art. 1 des 
Gesetzes vom 20.August 2019 
(SächsGVBl. S. 762; 2020 S. 29) 
und des § 8 Bundesfernstraßen-
gesetzes (FStrG) in der Fassung 
und Bekanntmachung vom 28. 
Juni 2007 (BGBl. I S. 1206), zu-
letzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 19. Juni 2022 (BGBl. I S. 
922) geändert worden ist, hat 
der Stadtrat der Großen Kreis-
stadt Oschatz mit Zustimmung 
der oberen Straßenaufsichtsbe-
hörde in seiner öffentlichen Sit-
zung am 19.10.2023 die folgen-
de Satzung beschlossen:
§ 1 Sachlicher Geltungsbereich
(1) Diese Satzung gilt für Ge-
meindestraßen einschließlich 
öffentlicher Wege und Plätze so-
wie für Ortsdurchfahrten von 
Bundes-, Staats- und Kreisstra-
ßen im Gebiet der Großen Kreis-
stadt Oschatz.
(2) Zu den öffentlichen Straßen 
gehören der Straßenkörper, der 
Luftraum über dem Straßenkör-
per, das Zubehör und die Neben-
anlagen entsprechend § 2 Abs. 2 

SächsStrG und § 1 Abs. 4 FStrG. 
Zum Zubehör der öffentlichen 
Straßen gehören u. a. alle Ver-
kehrszeichen.
§ 2 Besondere Benutzung, 
Erlaubnispflicht
(1) Die Benutzung der im § 1 be-
nannten Straßen ist gem. § 7 
FStrG und § 14 SächsStrG jeder-
mann im Rahmen der Widmung 
und der verkehrsrechtlichen 
Vorschriften gestattet. Die Be-
nutzung über den Gemeinge-
brauch hinaus ist gem. § 18 Abs. 
1 SächsStrG und § 8 Abs. 1 FStrG 
eine Sondernutzung.
(2) Die Sondernutzung bedarf, 
soweit in dieser Satzung nichts 
anderes bestimmt ist, der Er-
laubnis der Großen Kreisstadt 
Oschatz. Auf die Erteilung der 
Erlaubnis besteht kein Rechtsan-
spruch. Die Sondernutzung ist 
erst nach schriftlicher Erteilung 
und nur im festgelegten Um-
fang zulässig. Dies gilt auch für 
die Erweiterung oder Änderung 
einer erteilten Erlaubnis. Die Er-
teilung von anderen Genehmi-
gungen und Erlaubnissen wird 
von dieser Satzung nicht be-
rührt. Erfolgt die Sondernut-
zung durch mehrere Anlagen, 
Einrichtungen oder sonst in 
mehrfacher Weise, so ist jede 
Benutzung für sich erlaubnis-
pflichtig.
(3) Die Einräumung von Rechten 
zur Benutzung der Straße richtet 
sich nach bürgerlichem Recht, 
wenn die Benutzung den Ge-

meingebrauch nicht beeinträch-
tigt, wobei eine vorübergehen-
de Beeinträchtigung für Zwecke 
der öffentlichen Versorgung 
außer Betracht bleibt (§ 23 Abs. 
1 SächsStrG und § 8 Abs. 10 
FStrG).
§ 3 Erlaubnispflichtige 
Sondernutzungen
(1) Erlaubnispflichtige Sonder-
nutzungen sind insbesondere
1. das Aufstellen von Stühlen, 
Bänken und Tischen auf dem 
Gehweg vor Gaststätten und 
Geschäften sowie dekoratives 
oder abgrenzendes Zubehör vor 
Häusern im Stadtkern innerhalb 
des Promenadenrings und vor 
Imbissständen, Zelten und ähnli-
chen Anlagen zum Zwecke des 
Verkaufs von Waren oder Spei-
sen;
2. das Aufstellen von Warenaus-
lagen und Warenständern, 
wenn diese mehr als 0,5 m in 
den Gehwegraum hineinragen 
und eine Restgehwegbreite von 
mindestens 1 m nicht unter-
schritten wird,
3. in den Straßenraum mehr als 
nur geringfügig hineinragende 
Teile baulicher Anlagen, wie ins-
besondere Sonnenschutzdächer 
(Markisen), Vordächer und Ver-
blendmauern;
4. das Aufstellen von Baubuden, 
Bauzäunen, Gerüsten, Schutt-
rutschen, das Abstellen von 
Arbeitswagen, Baumaschinen 
und -geräten, die Lagerung von 
Baustoffen, Bauschutt oder 
sonstigen Gegenständen;
5. die vorübergehende Herstel-
lung von Gehwegüberfahrten 
oder anderen Grundstückszu-
fahrten mit mehr als 5 m Breite 
bei Baumaßnahmen
(Baustellenzufahrten);
6. das Verteilen von Werbe-
schriften und Informationsma-
terial / Flyer von Tischen oder 
Ständen aus sowie die Werbung 
durch Personen, die Plakate oder 
ähnliche Ankündigungsmittel 
zu Informations- und Werbe-
zwecken verteilen und umher-
tragen;
7. das Anbringen von Werbepla-
katen, Werbeschildern / Werbe-
pfeilen, Klebezetteln, Spruch-
bändern am Zubehör von Stra-
ßen insbesondere an Einrichtun-
gen der Straßenbeleuchtungs-
anlagen;
8. das Abstellen von Fahrzeugen 
und Anhängern zum Zweck der 
Vermietung oder des Verkaufs 
und der Werbung;

9. das Aufstellen von Fahrrad-
ständern und die Errichtung von 
Fahrradabstellanlagen;
10. das Aufstellen von Gefäßen 
und Containern zur Aufnahme 
von Hausmüll oder Wertstoffen;
11. die gegenständliche Inan-
spruchnahme des Luftraumes 
bis zu einer Höhe von 5 m ober-
halb der Fahrbahn und einer Hö-
he bis zu 4 m oberhalb der übri-
gen
Verkehrsfläche;
12. das Halten und Parken von 
Fahrzeugen zum Zwecke des 
Verkaufs von im Fahrzeug mit-
geführten Waren (rollende Lä-
den) sowie ambulanter Handel;
13. die Werbung für politische 
Parteien, religiöse Zwecke, Or-
ganisationen, Wählervereini-
gungen sowie für Veranstaltun-
gen und gewerbliche Zwecke 
soweit sie mit Plakaten, Ständen 
oder ähnlichen sperrigen Anla-
gen durchgeführt wird;
14. das Abstellen von zugelasse-
nen, aber nicht mehr am Stra-
ßenverkehr teilnehmenden und 
defekten Fahrzeugen;
15. das Abstellen von zulas-
sungspflichtigen, aber nicht zu-
gelassenen Fahrzeugen.
(2) Die Anlage neuer und die Än-
derung bestehender Zufahrten 
und Zugänge zu Bundes-, 
Staats- und Kreisstraßen außer-
halb der zur Erschließung be-
stimmten Teile der Ortsdurch-
fahrt sowie zu Gemeindeverbin-
dungsstraßen außerhalb der ge-
schlossenen Ortslage gelten ge-
mäß § 22 Abs. 1 SächsStrG und 
§ 8a Abs. 1 FStrG als Sondernut-
zung.
§ 4 Erlaubnisantrag
(1) Die Sondernutzungserlaub-
nis wird nur auf Antrag erteilt. 
Der Antrag muss in der Regel 
mindestens 2 Wochen vor der 
beabsichtigten Ausübung der 
Sondernutzung mit Angaben 
von Ort, Art, Umfang und Dauer 
der Sondernutzung schriftlich 
oder elektronisch bei der Stadt-
verwaltung gestellt werden. Bei 
umfangreichen Maßnahmen 
und insbesondere für den Fall, 
dass Dritte (z.B. der Straßenbau-
lastträger) beteiligt werden 
müssen, ist die beabsichtigte 
Sondernutzung mindestens 4 
Wochen vorher zu beantragen. 
Die Stadtverwaltung kann Erläu-
terungen durch Zeichnung, text-
liche Beschreibung oder in sonst 
geeigneter Weise verlangen.
(2) Ist mit der Sondernutzung 

eine Behinderung oder Gefähr-
dung des Verkehrs oder eine Be-
schädigung der Straße oder der 
Gefahr einer solchen Beschädi-
gung verbunden, so muss der 
Antrag Angaben darüber ent-
halten, in welcher Weise den Er-
fordernissen der Sicherheit und 
Ordnung des Verkehrs sowie des 
Schutzes der Straße Rechnung 
getragen wird.
(3) Anträge über den Erlass ver-
kehrsrechtlicher Anordnungen 
oder Ausnahmegenehmigun-
gen im Zusammenhang mit der 
Sondernutzung sind zeitgleich 
zu stellen.
§ 5 Erlaubniserteilung
(1) Die Erteilung einer Erlaubnis 
steht im pflichtgemäßen Ermes-
sen der Stadt. Sie wird auf Zeit 
oder Widerruf erteilt. Die Erlaub-
nis kann unter Bedingungen 
und mit Auflagen erteilt werden. 
Der Widerruf einer erteilten Er-
laubnis kann erfolgen, wenn es 
das Wohl der Allgemeinheit er-
fordert oder die Straßenbaube-
hörde dies aus Gründen des 
Straßenbaus oder der Sicherheit 
oder Leichtigkeit des Verkehrs 
verlangt.
(2) Die Erlaubnis- oder Genehmi-
gungspflicht nach anderen Vor-
schriften wird durch die Sonder-
nutzungserlaubnis nicht be-
rührt.
(3) Die erteilte Sondernutzungs-
erlaubnis gilt nur für den Erlaub-
nisnehmer. Erlaubnisnehmer ist 
derjenige, welchem die Sonder-
nutzungserlaubnis erteilt wur-
de. Weder eine Überlassung an 
Dritte, noch die Wahrnehmung 
durch Dritte, die nicht Erlaubnis-
nehmer sind, ist gestattet.
(4) Bei einer auf Widerruf erteil-
ten Erlaubnis hat der Erlaubnis-
nehmer im Fall des Widerrufes 
keine Ersatzansprüche gegen 
die Große Kreisstadt Oschatz. 
Dies gilt auch bei Rücknahme 
oder Widerruf der Sondernut-
zungserlaubnis wegen Sper-
rung, Änderung oder Einzie-
hung des öffentlichen Verkehrs-
raumes.
§ 6 Plakatierung, 
Bannerwerbung
(1) Pro Veranstaltung dürfen ma-
ximal 60 Plakatträger, bei Sand-
wichplakaten (die beidseitige 
Anbringung zweier Plakate auf 
einer Höhe an einem Laternen-
mast) an max. 30 Standorten 
aufgestellt bzw. angebracht 
werden. Der Begriff Veranstal-
tung wird folgendermaßen defi-

niert: Aktionen, die auf dem 
Werbeplakat aufgeführt sind.
(2) Die Plakatierung darf für 
einen Zeitraum von 4 Wochen 
vor dem letzten Tag bis zum letz-
ten Tag der auf dem Plakat be-
worbenen Veranstaltung erfol-
gen. Ausnahmen bedürfen einer 
gesonderten Genehmigung.
(3) Plakate dürfen nicht die Grö-
ße des A1 Formates überstei-
gen, ausgenommen sind Groß-
aufsteller und Bannerwerbung.
(4) Die Anzahl der Plakate an 
ortsfesten Werbeträgern, z.B. 
Großplakattafeln, hat keinen 
Einfluss auf die in § 6 Abs. 1 vor-
gesehene Beschränkung der 
Höchstzahl an Plakaten.
(5) Das Aufstellen und Anbrin-
gen von Werbeträgern ist nicht 
gestattet:
a. an oder neben den Masten 
von Verkehrszeichen, Lichtsig-
nalanlagen sowie an oder neben
Verkehrseinrichtungen;
b. an und auf Brücken, Haltestel-
len und Verkehrsinseln, an 
Spritzschutzgeländern und
Fußgängerschutzgittern;
c. an Buswartehäuschen, Hyd-
ranten, Schaltkästen und ande-
ren der Versorgung dienenden
Einrichtungen;
d. an den historischen Straßen-
laternen (Kandelabern)
e. an Stellen, an denen die Wer-
beträger die Verkehrsübersicht/
Verkehrssicherheit gefährden 
und in einer Entfernung von we-
niger als 50 m vor und hinter 
Straßenkreuzungen, Einmün-
dungen und Fußgängerüberwe-
gen sowie Verkehrsflächen, die 
zum Parken freigegeben sind;
f. an Bäumen und Pflanzhilfen 
aller Art.
(6) Bannerwerbung an Bauzäu-
nen ist nur an den dafür vorgese-
henen Standorten:
- Leipziger Straße - Grünfläche
   Ecke Friedensstr./ Schillerstr.
- Dresdener Straße - Grünfläche 
   gegenüber Betriebshof Nord-
   sachsen Mobil GmbH
- Dresdener Straße - Grünfläche 
   gegenüber Straßenmeisterei
- Wermsdorfer Straße - Grün-
   fläche neben Wetterwarte
- Venisseuxer Straße – Grünflä-
   che gegenüber Baumarkt OBI
- B6 Fahrtrichtung Wurzen – 
   Grünfläche Höhe Entenfang
gestattet.
Je Standort wird eine Banner-
werbung (Bauzaundreieck) ge-
nehmigt.
(7) Die Bannerwerbung darf für 

einen Zeitraum von 4 Wochen 
vor dem letzten Tag bis zum letz-
ten Tag der auf dem Plakat be-
worbenen Veranstaltung erfol-
gen. Ausnahmen bedürfen einer 
gesonderten Genehmigung.
§7 Wahlsichtwerbung
(1) Wahlsichtwerbung bedarf 
der Erlaubnis der Stadt und ist in 
dem Zeitraum der Wahlkampf-
zeit zulässig. Die Wahlkampfzeit 
beginnt frühestens sechs Wo-
chen vor dem Wahltag und en-
det mit diesem.
(2) Werbeflächen können nur 
von Parteien, Wählervereinigun-
gen und Einzelkandidaten bean-
sprucht werden, die zu der an-
stehenden Wahl eigene Wahl-
vorschläge eingereicht haben.
(3) Plakatierungen, die im Zu-
sammenhang mit allgemeinen 
Wahlen und Abstimmungen 
stehen, dürfen pro Partei, Wäh-
lergruppe und Einzelbewerber 
während der Wahlzeit an höchs-
tens 75 Standorten mit einer Ge-
samtstückzahl von maximal 150 
Plakaten nach Erteilung der Er-
laubnis im Stadtgebiet aufge-
hängt werden.
(4) Für Wahlwerbung von Groß-
plakattafeln / Banner sind die in 
§6 Abs. 6 genannten Standorte 
sowie folgende gestattet:
- Friedrich-Naumann-
   Promenade – Grünfläche 
   gegenüber DRK
- Leipziger Straße – Grünfläche 
   nb. Firma Schleychwerbung
- B6 – Grünfläche am Busbahnhof
- B6 Fahrtrichtung Riesa – Grün-
   flächen neben Bahnanlage 
   gegenüber Polizeirevier
- Venisseuxer Straße – Grün-
   fläche gegenüber Roller
- B6 – Grünfläche in Höhe 
   Parkplatz Finanzamt und
- Grünfläche Parkstraße Ecke 
   Freiherr-v.-Stein-Promenade.
(5) Jegliche Wahlwerbung im 
Umkreis von 100 Metern von 
einem Wahllokal ist spätestens 
ein Tag vor der jeweiligen Wahl 
zu entfernen.
(6) Die Frist zur Beseitigung der 
Wahlwerbung beträgt zwei Wo-
chen nach Ende der Wahlkampf-
zeit. Wahlplakate und Banner, 
die nicht innerhalb der genann-
ten Frist entfernt wurden, wer-
den nach vorheriger Androhung 
der Ersatzvornahme auf Kosten 
des Erlaubnisnehmers beseitigt. 
Die Kosten bemessen sich nach 
dem tatsächlichen Arbeitsauf-
wand und werden mittels Kos-
tenbescheid erhoben.
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§8 Fest verbundene Werbe-
schilder /-pfeile an Straßen-
beleuchtungsanlagen
(1) Der Erlaubnisnehmer bean-
tragt für konkrete Standorte die 
Sondernutzung zum Anbringen 
von Werbeschildern / -pfeilen an 
Masten der Straßenbeleuch-
tungsanalagen.
(2) Die Montage, Demontage 
und regelmäßige Kontrolle von 
Werbeschildern/-pfeilen und 
Nacharbeiten an den Befesti-
gungssystemen der Werbeein-
richtungen an Masten erfolgt 
ausschließlich durch den städti-
schen Bauhof bzw. dessen be-
auftragte Vertragspartner. Den 
Erlaubnisnehmern ist es nicht 
gestattet, selbständig Arbeiten 
jeglicher Art auszuführen oder 
durch Dritte ausführen zu las-
sen.
(3) Die regelmäßige Kontrolle 
der Werbeeinrichtungen an den 
Masten der Straßenbeleuch-
tungsanlagen auf ihren bauli-
chen Zustand erfolgt durch die 
Stadt Oschatz.
§9 Informationsstände
(1) Informationsstände sind auf 
dem Altmarkt am Brunnen und 
der Sporerstraße gegenüber der 
Ladesäule für E-Bikes gestattet. 
In besonderen Fällen können 
Ausnahmen bezüglich des 
Standortes genehmigt werden.
(2) Die Verteilung der Standplät-
ze wird von Amts wegen nach 
rechtzeitiger Beantragung vor-
genommen.
(3) Die Benutzung von Tonwie-
dergabegeräten und ähnlichen 
im öffentlichen Verkehrsraum ist 
nicht gestattet.
(4) Der Informationsstand ist so 
aufzubauen, dass andere Bür-
ger, insbesondere Verkehrsteil-
nehmer, weder gefährdet noch 
behindert oder beeinträchtigt 
werden.
(5) Das Umhertragen und Vertei-
len von Werbeschriften, Infor-
mationsmaterial / Flyer sowie die 
Werbung durch Personen ist ge-
sondert zu beantragen.
§ 10 Erlaubnisversagung
(1) Die Erlaubnis ist in der Regel 
zu versagen, wenn durch die 
Sondernutzung oder die Häu-
fung von Sondernutzungen eine 
nicht vertretbare Beeinträchti-
gung der Sicherheit oder Leich-
tigkeit des Verkehrs zu erwarten 
ist, die auch durch Erteilung von 
Bedingungen und Auflagen 
nicht ausgeschlossen werden 
kann.
(2) Die Erlaubnis kann versagt 
werden, wenn den Interessen 
des Gemeingebrauchs, insbe-
sondere der Sicherheit oder 
Leichtigkeit des Verkehrs oder 
des Schutzes des öffentlichen 
Verkehrsgrundes oder anderer 
rechtlich geschützter Interessen 
der Vorrang gegenüber der Son-
dernutzung gebührt. Dies ist ins-
besondere der Fall,
1. wenn der mit der Sondernut-
zung verfolgte Zweck ebenso 
durch die Inanspruchnahme pri-
vater Grundstücke erreicht wer-
den kann;
2. die Sondernutzung an ande-
rer Stelle bei geringerer Beein-
trächtigung des Gemeingebrau-
ches erfolgen kann;
3. die Straße oder ihre Ausstat-
tung durch die Art der Sonder-
nutzung und/oder deren Folgen 
beschädigt werden kann und 
der Erlaubnisnehmer nicht hin-
reichend Gewähr bietet, dass die 
Beschädigung auf seine Kosten 
unverzüglich wieder behoben 
wird;
4. zu befürchten ist, dass durch 
die Sondernutzung andere Per-
sonen gefährdet oder in unzu-
mutbarer Weise belästigt wer-
den können oder eine Beein-
trächtigung vorhandener, orts-
gebundener gewerblicher Nut-
zungen zu befürchten ist.
(3) Die Sondernutzungserlaub-
nis kann auch versagt werden, 
wenn derjenige, welcher eine 
Erlaubnis nach § 4 beantragt 
hat, Schuldner für zurückliegen-
de und beendete Sondernut-
zungen ist oder den Nachweis 
über die erfolgte Einzahlung 
eines
Verwaltungskostenvorschusses 
nicht innerhalb eines Monates 
nach Antragstellung vorweist.
(4) Die Erlaubnis kann versagt 
werden, wenn der Straßenbau-
lastträger nicht zustimmt.
§ 11 Pflichten des Erlaubnis-
nehmers
(1) Der Erlaubnisnehmer hat An-
lagen so zu errichten und zu 
unterhalten, dass sie den Anfor-
derungen der Sicherheit und 
Ordnung, den anerkannten Re-

geln der Technik sowie der Ver-
kehrssicherheit genügen. Arbei-
ten an der Straße bedürfen der 
Zustimmung der Straßenbaube-
hörde.
(2) Der Erlaubnisnehmer hat 
einen ungehinderten Zugang zu 
allen in die Straßendecke einge-
bauten Einrichtungen zu ge-
währleisten. Wasserablaufrin-
nen, Kanalschächte, Hydranten, 
Kabel-, Heizungs- und sonstige 
Schächte sind freizuhalten. So-
weit Arbeiten an der Straße er-
forderlich sind, sind diese so vor-
zunehmen, dass nachhaltige 
Schäden am Straßenkörper und 
an den Anlagen, insbesondere 
an den Wasserablaufrinnen und 
den Versorgungs- und Kanallei-
tungen sowie eine Änderung 
ihrer Lage vermieden wird. Die 
Große Kreisstadt Oschatz ist 
spätestens 2 Wochen vor Beginn 
der Arbeiten schriftlich zu be-
nachrichtigen.
(3) Erlischt die Erlaubnis, so ha-
ben die bisherigen Erlaubnis-
nehmer die Sondernutzung ein-
zustellen, alle von ihnen erstell-
ten Einrichtungen und die zur 
Sondernutzung verwendeten 
Gegenstände unverzüglich zu 
entfernen und den früheren Zu-
stand ordnungsgemäß wieder-
herzustellen. Abfälle und Wert-
stoffe sind ordnungsgemäß zu 
entsorgen, die beanspruchten 
Flächen sind gegebenenfalls zu 
reinigen.
(4) Genehmigte Plakatierungen 
unterliegen einer Kennzeich-
nungspflicht mittels Etiketten. 
Diese werden dem Berechtigten 
bei Erteilung einer Genehmi-
gung durch die Große Kreisstadt 
Oschatz übersandt und sind auf 
jedem Plakat anzubringen, bei 
„Sandwichplakaten“ sind die 
Etiketten auf beiden Seiten auf-
zukleben. Werbeträger unterlie-
gen der ständigen Kontroll-
pflicht des Erlaubnisnehmers. 
Bei festgestellten Mängeln muss 
der Erlaubnisnehmer unverzüg-
lich den ordnungsgemäßen Zu-
stand wiederherstellen.
(5) Wer über eine Genehmigung 
nach § 6 dieser Satzung verfügt, 
ist nach Ablauf der Genehmi-
gung innerhalb einer Frist von 2 
Arbeitstagen zur Beseitigung 
der Plakat- oder Bannerwer-
bung verpflichtet. Wird der Be-
seitigungspflicht nicht innerhalb 
dieser Frist durch Wiederherstel-
lung des ordnungsgemäßen Zu-
standes nachgekommen, wird 
ersatzweise nach den Bestim-
mungen des SächsVwVG die Be-
seitigung der Plakate / Banner 
vorgenommen. Die Kosten wer-
den dem Erlaubnisnehmer auf-
erlegt.
§ 12 Haftung u. Sicherheiten
(1) Der Erlaubnisnehmer hat der 
Großen Kreisstadt Oschatz alle 
Kosten zu ersetzen und für Schä-
den aufzukommen, die durch 
die Sondernutzung entstehen.
(2) Die Stadt kann den Erlaubnis-
nehmer verpflichten, zur De-
ckung des Haftpflichtrisikos vor 
der Inanspruchnahme der Er-
laubnis den Abschluss einer aus-
reichenden Haftpflichtversiche-
rung nachzuweisen und diese 
Versicherung für die Dauer der 
Sondernutzung aufrechtzu-
erhalten. Der Erlaubnisnehmer 
haftet dem Träger der Straßen-
baulast für Schäden, die durch 
die Sondernutzung entstehen. 
Von Ersatzansprüchen Dritter 
hat der Erlaubnisnehmer den 
Träger der Straßenbaulast frei-
zustellen. Die Stadt kann die 
Hinterlegung einer angemesse-
nen Sicherheit (Versicherung) 
verlangen.
(3) Der Erlaubnisnehmer haftet 
für die Verkehrssicherheit der 
angebrachten oder aufgestell-
ten Sondernutzungsanlagen 
und Gegenstände. Wird durch 
die Sondernutzung der Straßen-
körper beschädigt, so hat der Er-
laubnisnehmer die Fläche ver-
kehrssicher zu schließen und der 
Stadt die vorläufige Instandset-
zung und die endgültige Wie-
derherstellung mit Angabe des 
Zeitpunktes, wann die Straße 
dem öffentlichen Verkehr wie-
der zur Verfügung steht, anzu-
zeigen. Über die endgültige 
Wiederherstellung wird ein Ab-
nahmeprotokoll mit Vertretern 
der Stadt gefertigt. Der Erlaub-
nisnehmer haftet gegenüber der 
Stadt hinsichtlich verdeckter 
Mängel der Wiederherstellung 
nach den allgemein anerkann-
ten Regeln der Technik bis zum 
Ablauf einer Gewährleistungs-
frist von fünf Jahren.
(4) Bei Widerruf der Erlaubnis 

oder bei Sperrung, Änderung, 
Umstufung oder Einziehung der 
Straße besteht kein Ersatzan-
spruch gegen die Stadt. Der Wi-
derruf einer widerruflich erteil-
ten Erlaubnis erfolgt insbeson-
dere dann, wenn dies aus Grün-
den des Straßenbaus oder der Si-
cherheit oder Leichtigkeit des 
Verkehrs notwendig ist.
(5) Der Träger der Baulast haftet 
nicht für Schäden an den Son-
dernutzungsanlagen oder Son-
dernutzungseinrichtungen, es 
sei denn, ihm oder seinen Be-
diensteten fällt Vorsatz oder gro-
be Fahrlässigkeit zur Last.
§ 13 Erlaubnisfreie Sonder-
nutzung, Ausnahmen
(1) Keiner Sondernutzungs-
erlaubnis bedürfen:
1. bauaufsichtlich genehmigte 
Anlagen im Straßenkörper, wie 
Kellerschächte, Roste, Einwurf-
vorrichtungen, Treppenstufen, 
wenn sie nicht mehr als 0,5 m in 
einen Gehweg oder in eine Fuß-
gängerzone oder einen ver-
kehrsberuhigten Bereich hinein-
ragen,
2. Verkaufsautomaten, Ausla-
gen (optisch präsentierte Ware), 
Warenständer, Klappwerbeauf-
steller, Pflanzkübel und Pflanz-
schalen, wenn diese höchstens 
0,5 m in den Gehwegraum hi-
neinragen und eine Restgeh-
wegbreite von mindestens 1 m 
nicht unterschritten wird,
3. die Ausschmückung von Stra-
ßen- und Häuserfronten für Fei-
ern, Feste, Umzüge und ähnli-
che Veranstaltungen zur Pflege 
des Brauchtums oder für kirchli-
che Prozessionen,
4. die vorübergehende Lage-
rung von Brennstoffen, Bauma-
terialien sowie Umzugsgut auf 
Gehwegen und Parkstreifen am 
Tage der An- bzw. Abfuhr, so-
fern die Verkehrsteilnehmer 
hierdurch nicht gefährdet wer-
den und die Restgehwegbreite 
von mindestens 1 m nicht unter-
schreitet,
5. das Aufstellen von Hausmüll- 
und Reststoffbehältern auf Geh-
wegen und Parkstreifen für den 
Zeitpunkt der regelmäßigen Ent-
leerung, jedoch nur einen Tag 
vor und zum Tag der Entleerung,
6. das Auftreten von Straßen-
musikanten und Straßenkünst-
lern ohne elektroakustische Ver-
stärker und ohne einen länger 
zeitlichen Verbleib (max. 30 Mi-
nuten) an einem Standplatz in 
Fußgängerzonen und auf Geh-
wegen.
(2) Sonstige nach öffentlichem 
Recht erforderliche Erlaubnisse, 
Genehmigungen oder Bewilli-
gungen bleiben unberührt.
(3) Erlaubnisfreie Sondernut-
zungen nach Abs. 1 können ein-
geschränkt oder untersagt wer-
den, wenn die Belange des Stra-
ßenbaus oder der Sicherheit 
oder Ordnung des Verkehrs dies 
erfordern.
§ 14 Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig im Sinne des 
§ 52 Abs. 1 Nr. 3 bis 9 SächsStrG 
oder nach § 23 FStrG handelt, 
wer
1. entgegen gesetzlichen Vor-
schriften eine Straße ohne Er-
laubnis über den Gemeinge-
brauch hinaus benutzt,
2. einer erteilten vollziehbaren 
Auflage für die Erlaubnis nicht 
nachkommt,
3. eine Anlage nicht vorschrifts-
mäßig errichtet, erhält oder än-
dert,
4. Zufahrten oder Zugänge ohne 
Erlaubnis anlegt oder ändert,
5. die Erlaubnis zur Sondernut-
zung Dritten überträgt,
6. nach Beendigung der Sonder-
nutzung den ursprünglichen Zu-
stand nicht wieder herstellt,
7. Autowracks oder andere 
Gegenstände verbotswidrig ab-
stellt.
(2) Ordnungswidrigkeiten kön-
nen mit einer Geldbuße bis 
500,00 €, in bestimmten Fällen 
sogar mit bis zu 5 000,00 € ge-
ahndet werden.
§ 15 Entfernen von unge-
nehmigten Werbeträgern 
durch Ersatzvornahme
(1) Ohne Genehmigung ange-
brachte Werbeträger oder nicht 
ordnungsgemäß angebrachte 
nach § 11 Abs. 4 der Satzung so-
wie nicht innerhalb der unter § 
11 Abs. 5 der Satzung benannten 
Frist entfernte Werbeträger und 
die ungenehmigte Sondernut-
zung nach § 3 Nr. 13 und Nr. 14 
der Satzung werden im Wege der 
Ersatzvornahme durch die Große 
Kreisstadt Oschatz beseitigt.
(2) Die Kosten für die Ersatzvor-
nahme bemessen sich am tat-

sächlichen Aufwand der Beseiti-
gung der unerlaubt angebrach-
ten Werbeträger und werden 
mittels Kostenbescheid gegen-
über dem Verursacher geltend 
gemacht.
§ 16 Erhebung von Gebüh-
ren und Kostenersatz
(1) Für erlaubnispflichtige Son-
dernutzungen im Sinne des § 2 
werden Gebühren nach Maßga-
be des als Anlage beigefügten 
Gebührenverzeichnisses erho-
ben. Das Gebührenverzeichnis 
ist Bestandteil der Satzung.
(2) Gebührenfrei sind Sonder-
nutzungen, die ausschließlich 
religiösen, gemeinnützigen 
oder politischen Zwecken die-
nen. Gemeinnützige Vereine der 
Großen Kreisstadt Oschatz er-
halten Gebührenfreiheit für Kul-
tur- und Sportveranstaltungen 
oder Volksfeste, wenn kein Ein-
tritt erhoben wird oder die Ver-
anstaltung durch Beschluss des 
Stadtrates als gebührenbefreit 
ausgewiesen ist.
(3) Sondernutzungsgebühren 
werden auch dann erhoben, 
wenn eine erlaubnispflichtige 
Sondernutzung ohne Erlaubnis 
ausgeübt wird.
(4) Der Erlaubnisnehmer hat auf 
Verlangen der Stadt die im Rah-
men der Sondernutzung errich-
teten oder unterhaltenen Anla-
gen auf seine Kosten zu ändern 
und alle Kosten zu ersetzen, die 
dem Träger der Straßenbaulast 
durch die Sondernutzung ent-
stehen. Hierfür kann der Träger 
der Straßenbaulast angemesse-
ne Vorschüsse und Sicherheiten 
verlangen.
§ 17 Gebührenschuldner
(1) Gebührenschuldner sind
1. der Antragsteller,
2. der Erlaubnisnehmer,
3. derjenige, der die Sondernut-
zung tatsächlich ausübt oder in 
dessen Interesse die Sondernut-
zung ausgeübt wird.
(2) Bei einer Mehrheit von Ge-
bührenschuldner haftet jeder als 
Gesamtschuldner.
§ 18 Gebührenberechnung
(1) Die Gebühr ist im Einzelfall 
nach Art und Ausmaß der Ein-
wirkung auf die Straße und den 
Gemeingebrauch sowie nach 
den wirtschaftlichen Interessen 
des Gebührenschuldners an der 
Sondernutzung zu bemessen. 
Dies gilt auch, soweit das Ge-
bührenverzeichnis einen Ge-
bührenrahmen vorsieht, inner-
halb dessen sich die Gebühr 
nach den Ermessenskriterien des 
Gebührenrahmens bestimmt.
(2) Werden Gebühren in Tages-, 
Wochen-, Monats- oder Jahres-
sätzen festgelegt, dann werden 
angefangene zeitliche Nut-
zungsdauern voll berechnet. Er-
geben sich bei der Berechnung 
von Gebühren nach dem Ge-
bührenverzeichnis Beträge, die 
geringer als die Mindestgebühr 
sind, so wird die Mindestgebühr 
erhoben.
(3) Für Sondernutzungen, die 
nicht im Gebührenverzeichnis 
enthalten sind, richtet sich die 
Gebühr in sinngemäßer Anwen-
dung nach Absatz 1 Satz 1. Sie 
richtet sich soweit als möglich 
nach einer im Gebührenver-
zeichnis enthaltenen vergleich-
baren Sondernutzung.
§ 19 Gebührenerstattung
(1) Wird von einer Erlaubnis kein 
Gebrauch gemacht, so werden 
bereits gezahlte Sondernut-
zungsgebühren erstattet. Endet 
die Sondernutzung vor Ablauf 
des Zeitraumes, für den die Son-
dernutzungsgebühren entrich-
tet wurden, oder wurde die ge-
nehmigte Fläche nicht voll in An-
spruch genommen, so kann auf 
Antrag des Gebührenschuld-
ners der auf die nicht in An-
spruch genommene Zeit oder 
Fläche entfallende Anteil der 
Gebühren erstattet werden. Der 
Erlaubnisnehmer hat die Nicht-
inanspruchnahme unverzüglich 
und vor Ablauf der Sondernut-
zungsgenehmigung anzuzei-
gen sowie glaubhaft zu machen 
und gegebenenfalls nachzuwei-
sen.
(2) Die Stadt ist berechtigt, eine 
angemessene Pauschale zur De-
ckung ihres Verwaltungsauf-
wandes einzubehalten.
(3) Beträge unter 10,00 Euro 
werden nicht erstattet.
§ 20 Billigkeitsmaßnahmen 
und sonstige Kosten
(1) Für die Billigkeitsmaßnah-
men Stundung, Niederschla-
gung, Erlass gelten die §§ 222, 
227, 234 Abs. 1 und 2, 238 und 
261 der Abgabenordnung ent-
sprechend.

(2) Kosten, die der Stadt durch 
die Sondernutzung zusätzlich 
entstehen, hat Gebühren-
schuldner nach § 16 dieser Sat-
zung zu tragen.
§ 21 Gebührenschuld und 
Fälligkeit der Gebühren
(1) Die Gebührenpflicht entsteht
1. mit der Erteilung der Sonder-
nutzungserlaubnis,
2. für Sondernutzungen für 
einen bestimmten Zeitraum bei 
Erteilung der Erlaubnis für den 
gesamten Zeitraum, sind für die 
Sondernutzung wiederkehren-
de Jahresgebühren zu entrich-
ten, entsteht die Gebühren-
schuld für das laufende Jahr mit 
der Erteilung der Erlaubnis, für 
die folgenden Jahre entsteht die 
Gebührenschuld mit Beginn des 
jeweiligen Jahres,
3. für Sondernutzungen, die bei 
Inkrafttreten dieser Satzung er-
laubt waren, mit dem Inkrafttre-
ten der Satzung,

4. bei unerlaubter Sondernut-
zung mit dem Beginn der Nut-
zung.
(2) Die Gebührenpflicht besteht 
bis zur schriftlichen Anzeige der 
Beendigung der Sondernutzung 
oder bis zum Zeitpunkt der 
Kenntnisnahme der Großen 
Kreisstadt Oschatz von der Be-
endigung der Sondernutzung.
(3) Die Gebühren werden durch 
Gebührenbescheid festgesetzt. 
Sie werden in den Fällen des § 18 
Abs. 1 Buchstabe a, c und d mit 
Bekanntgabe des Bescheides 
fällig, Buchstabe b erstmalig mit 
Bekanntgabe des Bescheides, 
ansonsten jeweils zu Beginn der 
Zeitperiode fällig. Bei Sonder-
nutzungen auf Widerruf jeweils 
zu Beginn des Folgejahres fällig. 
Die fälligen Gebühren können 
bei Nichteinhaltung der Fällig-
keitstermine im Verwaltungs-
vollstreckungsverfahren beige-
trieben werden.

§ 22 Übergangsregelung
(1) Diese Satzung gilt auch für 
bereits bestehende Sondernut-
zungen. Sondernutzungen, für 
welche die Stadt vor Inkrafttre-
ten dieser Satzung eine Erlaub-
nis auf Zeit oder Widerruf erteilt 
hat, bedürfen keiner neuen Er-
laubnis nach dieser Satzung.
(2) Für Sondernutzungen nach § 
8 mit der Großen Kreisstadt 
Oschatz geschlossene Vereinba-
rungen verlieren mit In-Kraft-
Treten der Satzung ihre Gültig-
keit.
(3) Die erhöhten Gebühren des 
als Anlage beigefügten Gebüh-
renverzeichnisses gelten ab 
01.01.2024.
§ 23 Inkrafttreten
Die Satzung tritt am 01.01.2024 
in Kraft.

Oschatz, den 23.10.2023
Gez. David Schmidt
Oberbürgermeister

4.4 Bannerwerbung an Bauzäunen Stück Tag 2,50

5. Sonstiges

5.1 Inanspruchnahme von Flächen für Volksfeste,
Straßenfeste, und sonstige
Veranstaltungen im historischen Stadtkern, welche
eine Erlaubnis nach §
29 Abs. 2 StVO oder Ausnahmegenehmigung bedürfen
und keine
Abrechnung nach sonstigen Regelungen erfolgt
Größen der Flächen:

• Neumarkt unten 811 m²
• Neumarkt oben 227 m²
• Sporerstraße 945 m²
• Altmarkt oben 1176 m²
• Altmarkt unten (vor TMH) 956 m²
• Altmarkt Brunnenseite 398 m²

m² Tag 0,50

5.2 Umzüge (Veranstaltung) Tag 15,00

5.3 Abstellen von zugelassenen, aber nicht mehr am
Straßenverkehr teilnehmenden und defekten

Fahrzeugen (ab dem 3.Tag)

Zweiradfahrzeuge, PKW
LKW
LKW-Anhänger, Wohn- und Campingwagen

Stück Tag

2,50
5,00

10,00

5.4 Abstellen von zulassungspflichtigen, aber nicht
zugelassenen Fahrzeugen (ab dem 3.Tag)

Zweiradfahrzeuge,PKW LKW,
LKW-Anhänger, Wohn- und Campingwagen

Stück Tag

2,50
5,00

10,00

5.5 Abstellen von Anhängern, Wohn- und
Campingwagen über den gemäß StVO zulässigen
Zeitraum hinaus

Stück Tag 10,00

5.6 Vorübergehende Herstellung von
Gehwegüberfahrten oder Grundstückszufahrten mit
mehr als 5 m Breite

Zufahrt Monat 10,00

5.7 erhöhte Gebühren für unerlaubte, aber durchgeführte
Sondernutzungen

200 % über dem Regelsatz

Gebührenverzeichnis für Sondernutzungen an öffentlichen Straßen als Anlage der Satzung über die
Erhebung von Gebühren für die Sondernutzung an öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen
Nr. Art der Sondernutzung Bemessungsgrundlage Gebühr nach

Bemessungsgrundlage/
Mindestgebühr in €

Maßeinheit

1 Anlagen und Einrichtungen mit Personal
1.1 Tische und Sitzgelegenheiten vor Gaststätten

(Freisitz)
m² Monat 2,00

1.2 Verkaufsfahrzeuge, Zelte als Verkaufsstand etc.
(wenn nicht vor dem Ladengeschäft)

m² Monat 24,00

1.3 Verkaufsstände aller Art (tgl. Auf- und Abbau) Tag 10,00
2 Sonstige Anlagen und Einrichtungen

2.1 Aufstellen und Auslegen von Gegenständen zum
Verkauf (Warenständer, Wühlkörbe,
Auslagenbretter), wenn diese mehr als 0,5 m in den
Gehwegraum hineinragen

m² Monat 3,00

2.2 Verkaufsautomaten Stück Jahr 51,00

2.3 Aufstellen von Glas- und Kleidercontainern Stück Jahr 60,00
2.4 Fahrradständer ohne

Werbung
mit

Werbung

Jahr frei

12,00

3 Lagerung, Abstellung, Ausleihe, Einrichtung einer
Baustelle

3.1 Baustelleneinrichtungen durch Bauzäune oder
andere Abgrenzungen, Gerüste, Baumaschinen,
Baugeräte, Werkzeugcontainer

m² Woche 0,50

3.2 Ablagerung von Baustoffen und anderen
Arbeitsmaterialien (soweit nicht in 3.1 erfasst)

m² Woche 1,30

3.3 Schutt- und Abfallcontainer Stück 2 Tage
ab 3. Tag
je Tag

frei

5,00

4 Werbung

4.1 Werbe- oder Informationsveranstaltungen (Fahrzeuge,
Infostände o.ä.)

m² Tag 2,50

4.2 feste verbundene Werbeträger (Vitrinen, Tafeln,
Aufsteller, Werbeschilder an
Straßenbeleuchtungsanlagen)

Stück Jahr 70,00 €

4.3 Anbringen von Plakaten und
Veranstaltungsaufsteller bis zu einer Größe von

A2
darüber hinaus

Stück Tag

0,25
0,40


